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DieJugendfürgorgedurchdasAusland .DieimZeichender ReformderGe¬
meindeverwaltungstattgefundene erste Sitzung desGemeinderatsausschusses
für WohlfahrtseinrichtungenundJugendfürsorgebenützteamsführenderStadt
rat Winterdazu ,umeinenBerichtüberdie JugendfürsorgedurchdasAus-¬
landzu erstatten ,Seit September. J .bis jetzt sind rund91 . 000Kinder
in das Auslandgefahren ,umdort Erholungzu finden .Leider ist dadurch
dasWienerKinderelendnichtzubeseitigengewesen.Gegenwärtigsindbei
denverschiedenenWienerBezirksjugendämtern39,264Kinderangemeldet.

Vondiesen sind 25 . 502ärztlich untersucht undvondiesen wieder16. 864
als schwer gefährdet in ihrer Gesundheit bezeichnet worden .Sie habenden
ärztlichen Befund 4 ,5 und 6 erhalten ,. h .sie sind minderernährt mit

Blutarmut ,schlecht ernährt und schlecht ernährt mit Blotarmut .Vender

letztenGruppealleingibtes in Wiengegenwärtig1987Kinder ,alsofast
2000ärztlich untersuchteKinder ,die vor denTorender Friedhöfestehen .
DiesenKindernzunächstHilfe zu bringen ,das ist der obersteGrundsatz
des Jugendamtes ,demin dieser Richtungstrikte Aufträge gegebenworden
sind ,AndenBerichtknüpftesich eine längereDebatte ,in der derWunsch
ausgesprochenwurde,Kindernichtzweimalhinauszusenden,solangeesnoch
so schwergefährdete Kinder zu retten gilt .Leider kann dieserWunsch
nichtdurchdieWienerGemeindeverwaltungerfülltwerden,ihnzuerfüllen
liegt einzigbei denausländischenPflegeeltern ,die ,wasauchwieder
menschlich begreiflich ist ,wieder die Kinder zurückbegehren ,die sie aus

derGefahrgebrachthabenundvondenensie ausBriefenerfahren ,daßihr
Gesundheitszustandwieder zu leiden beginnt .Der Ausschußsprach denWunsch
aus daß nunmehrjede Wochestatistische Berichte erstattet werdenmögen .

Kartoffelabgabe.Mittwochbis Freitagwerdenim4 .und6 .Bezirkeitalie -¬
nischeFrühkarteffelnzumPreisevonK . 20perkg ,undzwar1/2kgpro
KopfgegenAbtrennungdes BuchstabenM "der Kartoffelkarteabgegeben.
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Dieerste Geschäßtsssitzungdes Stadtsenates .OhnebesondereFörmlich-¬
keitenwurdeheute9 UhrvormittagsvonBgm .Reumanndie ersteSitzung
desStadtsenateseröffnetErteiltemit, daßdi eVerwaltungsgrup-¬

wodurch
pen ihre Arbeit begonnen habenund Sitzungenabhalten,
eineReihevonAnträgenbereitserledigtisind .HieraufmachtederBür-¬

germeister Mitteilung über das Kreditanbot der Entente und die Rückwir - ¬

kungder einzelnen Bestimmungendesselbenauf die VerwaltungdesVermö¬
gens der GemeindeWien .Beknntlich hat der Staatskanzler in derSitzung
desFinanz -undBudgetausschussesderNationalversammlungam2 .Juni. J.
die darauf bezüglicheZuschrift der Pariser Reparationskommissionvorgele
legt .DieGemeindeWierhatseinerzeitverlangt ,daßsiezudenFriedens-¬
verhandlungen in St .Germain zugezogen werde ,damit sie ihre Interessen
zu wahrenvermöge .DiesemBegehrenist seinerzeit nicht Rechnunggetragen
worden .Daherhabesich die GemeindeWienverwahrt ,in irgendeinerForm
eineHaftpflichtfür stastlicheVerbimlichkeitenzuübernehmen.DieFrei-¬
heit der Gemeindeüber ihr Vermögenzu verfügen ,scheint durch dasKre¬

ditanbot der Entenewesentlicheingeschränktzu sein unddieBedenken
die sich ergeben ,wurdenvomBürgermeister Reumannin seiner Mit -

teilung nervorgehoben.DerAbschnitt2derPommissionzuschrift ,führt
er aus ,fordert ernste Beachtungder Gemeindeverwaltung,weil sichdar - ¬

a
nachdieösterreichischeRegierungverpflichtensoll,/derVerkauf,die

UebertragungundsanstigeVeräußerungallesöffentlichenWigentums,ies
demStaate ,denPändernoderdenGemeindenzukommtoderalsöffentliche
KonzessionoderMonopolerscheint,nurmitZuMimmungderösterreichi-¬
schenSektionderReparationskommissionerfolgenkönne.Ver-Aeusserungen,

die seit 3 November1918 erfolgt sein sollten ,könnenvon dieseSektion
als ungiltigerklärt werden .DieseBeschränkungdesEigentumsrechtes
wäre einigermaßen erträglicher ,wenn der Begriff des öf sstlichen

Eigentumessozuverstehenwäre ,wieihndiefranzäsischsVerwaltungs¬
rechtswissenschaft definiert .Sie versteht unter domaine public imGegen¬

satze zu domaineprive de ' Etatalle jene Sachen ,welchemit ihrerKör¬
perlichkeiteinenbestimmtenZweckhaben.EinesolcheEinschwänkungdes
Verfügungsrechteswürdedie Verwaltungstätigkeitnicht wertlichstören .

Aberes sei durchausnicht sicher ,daß sichdie
Auffassungder KommissionmitdiesemBegriffder französischenVer-¬
waltungsrechtswissenschaft deckt .Ein weitergehendes Verfügungsrecht

der EntentewürdeabereineschwereSchädigungder GemeindeWienbedeuten,
DerBürgermeisterführt nocheineReiheandererBestimmungenausdemKre-¬
ditanbotderEntentean ,diegeeignetseien ,schwereBedenkengegensie

waltenzu lassen .DieDisskussionergab ,daßvon
Seite der GemeindeWiendemStaatskanzlerDr .Rennereine Denkschriftzu
überreichensei ,in der die WirkungdesKreditanbotesder Ententeaufdie
Gemeindeverwaltunggeschildert undüber einzelne PunkteAufklärungverlangt

wird . UeberdieRückäußerungendesStaatskanzlersist ineiner
Sitzungdes Stadtsenatesein besondererBerichtzu erstatten .Uebrigens
wirdsichmitderganzenAngelegenheitnochimLaufedieserWochedke

Geschäftsleitungdes erst kürzlich neu konstituierten Bundesderdeut - ¬
schenStädteOesterreichsbeschäftigen¬

Hieraufberichtetder Bürgermeisterüberdie VerwendungdesFlug-¬
feldesin Aspern .Am29 .MaifandzwischendemBürgermeisterunddemVer

LuftschiffahrtObersttreterderinteralliiertenKontrollkommissionfür / unterRobertidi CastelveroeineBesprechungstatt ,in derdie Bedingungen ,
welchemdie Vereinigungder alliierten NationendesFlugfeldvonAspern
dessen Hangars ,Einrichtungen ,Büros und Signalposten einem Organe ,

darunter wäredie Stadt Wiengemeint ,zur Instandhaltungeinerinterna -¬
tionalenFlugfeldstationüberlassenwürde ,festgestelltwarden .Essoll
jederNationundjederGesellschaft,dieaufeinerLuftliniedasBenüt¬
zungsrecht hat ,die Benützungder auf demAspernerFlugfeldevorhandenen
Hangarsund AHexgebäudeeigeräumt werden .Es wird die Direktiondes
Flugfeldes bestellt werdenwelchedie notwendigenSignale für denLuft - ¬
verkehr festzusetzen hat .Sie wird die Kosten der Landung ,der Ueberwa - ¬

en für Flug¬chung ,des Schutzesundder Wiederherstellung ,der Reparatur /zeugebe¬
/stimmen .EineinternationaleKommissionsoll gebildetwerden ,in welcherjede
interessierteNationdurchDelegiertevertretenseinwird .DieDelegier-¬
ten werdenetwaige Beschwerdenihrer Landsleute ,wennschünzukömmlich¬

keitenin derBenützungergebenhaben,entgegennehmen,prüfenundfür
derenAbstellungdasErforderlicheveranlassen .Essoll einVerwaltungs-¬
rat gebildet werden ,dessen Fräsidiumder Stadt Wienzuüberlassen

DieZahlder Mitgliederdes Verwaltungsrateswirddurcheinwäre .
Saaturbestimmtundes werdenvertretensein ,der GemeinderatderStadt
Wien,derStaat ,dieGesellschaften,welcheanderErhaltungdesFlug-¬/AuemedenNahdere .
feldes interessiert sind ,BeamteundArbeiter ,sowieDelegiertederin¬

zurFührungderLeitungderZAdministrationsrätewarden
bestimmt .

Geschäfte/DieVereinigungderNationenhatdieBestätigungzurErnen¬
nungdieser Adwinistrationsrätezu erteilen .WeitereBestimmungenbe¬
ziebensich auf die ErhaltungdesFlugfeldesundseinerEinrichtungen ,auf
dieFeststellungderLandungsgebühren,derVerproviantierungderFlieger,
undder Gebührenfür die Reparaturen ,Benützungder HangarsundGebäudesonstigen
undalleerforderlichenMaßnahmen,SchließlichwurdenauchdieBedingungen
bezüglichderBeschaffungundderTilgungdesKapitaleszurInstandsetzung
desFlugfeldesbesprochen.Am2 .Juniist ColonellBarréenachPerieabge

werden
reist unl es/dort die näherenBestimmungenüberdie Benützungdes

FlugfeldesinAspernalsinternationaleFlugstationbesprochenwerden
DerBürgermeisterwird,sobalderinKenntnisderinParisgetraffenenBestimmungengelangtist ,demStadtsenateneuerlichBerichterstattenUeber
die gegenwärtigeRechtslageließ derBürgermeistereineneingehendenBe¬
richt durchObermagistratsratDr .Helderstatten .UeberdieseMitteilung
entwickaltesicheinelebhafteDebatteundeswurdeallseitsbegrüßt,daß
dasAspernerFlugfeldzu eineminternationalenFlugplatzeausgestaltet

Wird.
VBEmmerlingberichtetüberdiestädtischenUnternehmungenundbe¬

antragt ,denZweckundUmfangdereinzelnenstädtischenUnternehmungen
genauzuamschreiben.DiediesbezüglichenAnträgewurdeneinstimmigange-¬
nommenundwerdendemGemeinderateunterbreitetwerden .Desgleichenbe¬
richtet er überdie EinbautenvonElevatorenin denneuerbautenLager-¬
häusernder StadtWienimWinterhafen .AuchdieserAntragfandeinstim-¬
migeAnnahme,woraufdie erste SitzungdesStadtsenatesvomBürgermeister
nach zweistündigerDauer/geschlossenwurde,

DieTageserholungsstättenderGemeindeWien.ImGemeinderatsausschußfür
WohlfahrtseinrichtungenundJugendfürsorgeberichtete amtsführenderStadt-¬
rat Winter über einen Antrag des Jugendamtes ,nach dem die Tageserholungs - ¬

stättenderGemeinde,diebishervonderGemeindebetriebenwordensind ,
künftighinnicht mehrallein vonder Gemeindebetriebenwerdenwollen.
NurdieErholungsstätten„Bellevue" und„ Gänsehäufel" sollenweiter
vonderGemeindegeführtwerden.DieanderensollendemVereinzur
ErichtungundErhaltungvonFürsorgestätten ,demArbeiterverein„Kinder-¬
freunde"unddemVerein„Bereitschaft“fürdenheurigenSommerunterge-¬
wissenBedingungenzumBetriebeüberlassenwerden.DieGemeindebehält
sichdasRechtderBesetzungvon50unter100PlätzenbeidiesenErho¬
lungsstättenvos ,desgleichensoll ihr dieOberaufsichtin-¬

padagogischerund wirtschaftlicher Beziehung ,gewahrtbleiben .DerBericht
erstatterbegründetedenAntragdamit,daßdadurchderVersuchunternom¬
menwerdensoll ,die Elternkräftenochmehran die Gemeindezufesseln .
DieGemeindesei nichtin derLage ,heuerneueErholungsstättenzuer¬
richten ,obgleich40. 000KinderbeidenJugendämternalserholungsbedürf-¬
tig vorgemerktsind .BeihöchsterAusnützunghabenin denErholungsstät-¬
ten 3000KinderPlatz ,wobeidie Kindernur 6 Wochenin denErholungsstät -¬

tenbleibenkönnen .Wennes gelingt ,durchdieHeranziehungderVereine
deneBetriebin denErholungsstättenzuverbilligen,/selldieGemeindedamn
nichtsverdienen .GegendenAntragsprachendie GRe .Rummelhardt,Dr .Alma
Seitz ,Wawerka,Gohut ,Panosch ,dervomGR .Dr .GrünundAmalieSeidel
vertretenwurde .DerReferentenantragwurdeangenommenundeinMinderheits-¬

antrag,dereichgegendieUeberlassungderTageserholungsstättenanVereine
ausspricht,anerkennt.
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